
West-Verhandlungen nach Art der „Konfe-
renz für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa" (KSZE) umfaßt. Zwar hat die UNO
durch den Einsatz von Truppenkontingenten
für begrenzte Militäroperationen wie im
Kongo 1960—1962 oder für Entflechtungs-
und Überwachungsaufgaben wie im Nahen
Osten oder auf Zypern bisweilen energischer
gehandelt als der Völkerbund. Das massive
Eingreifen in Korea 1950—1953 war aber ei-
ner einmaligen historischen Konstellation zu
verdanken, und die gegenwärtige Praxis west-
licher Staaten, multinationale Friedenstrup-
pen anstelle von UNO-Verbänden in Krisen-
brennpunkte wie Sinai oder Libanon zu ent-
senden, beginnt diesen früher für gewichtig
erachteten Unterschied zwischen den beiden
Weltorganisationen allmählich zu verwi-
schen ).26

Eine Statistik aus dem Jahr 1979 verzeichnet
für den Zeitraum von 1946 bis 1977 insgesamt
93 Kriege und internationale Krisen. Nur in
19 dieser 93 Fälle griff die UNO substantiell
ein, und lediglich in acht Fällen war ihr Erfolg
beschieden ). Diese in den letzten Jahren
noch verschlechterte Bilanz bestätigt den
Grundsatz, daß die Lösung akuter Krisen nur
in günstigen Ausnahmesituationen — wenn
etwa die Interessen der Supermächte kurzfri-
stig übereinstimmen oder wenn sich eine von
beiden völlig desinteressiert zeigt — den da-
für eigentlich vorgesehenen internationalen
Gremien übertragen wird. Die angedeuteten
Mechanismen lassen auch für die Zukunft
vermuten, daß Streitfragen von der Tragweite
und Komplexität des Nahostkonflikts nicht
durch die Vereinten Nationen, sondern be-
stenfalls unter ihrer Mitwirkung bereinigt
werden können.

2) R. Higgins (Ed.) United Nations Peacekeeping.
Documents and Commentary, 4 Vols., London
1969 ff.; E. Menzel, Die militärischen Einsätze der
Vereinten Nationen zur Sicherung des Friedens, in: 
Jahrbuch für internationales Recht, 15 (1971),
S. 11 ff.
27) Zahlen nach M. W. Zacher, a. a. O. (Anm. 25),
S. 80. Siehe auch M. Schaefer, Die Funktionsfähig-
keit des Sicherheitsmechanismus der Vereinten
Nationen, Berlin-Heidelberg-New York 1981.

5. Das Völkerrecht

Das 20. Jahrhundert zeichnet sich dadurch
aus, daß die Fortentwicklung und Kodifizie-
rung des Völkerrechts, die bis dahin aus-
schließlich über die Vertragspraxis autono-
mer und souveräner Regierungen erfolgte,
erstmals zur Aufgabe dauerhafter internatio-
naler Organisationen geworden ist. Im Rah-
men von Völkerbund und Vereinten Natio-
nen hat sich die Staatengemeinschaft einen

immer umfassenderen Kanon von Normen,
Prinzipien und Verfahrensweisen geschaffen,
die das Gegeneinander der Interessen in
friedliche Bahnen lenken und möglichen
Konflikten die unversöhnliche Schärfe neh-
men sollen. Auf diese Weise ist die Kritik am
politischen Alltagsverhalten der Staaten, das
nach wie vor weitgehend den Geboten von
Macht, Einfluß und Prestige folgt, in den
Weltfriedensorganisationen institutionali-
siert worden28). Andererseits sind selten die
Voraussetzungen gegeben, um völkerrechtli-
che Ansprüche einklagen und notfalls gegen
einen Rechtsbrecher durchsetzen zu können.
Der erforderliche Sanktionsapparat steht
zwar theoretisch zur Verfügung, kommt aber
nicht zur Anwendung, sobald eine der Groß-
mächte vitale Interessen bedroht wähnt und
ihre Mitwirkung versagt. Nicht selten prallen
auch zwei als gleichwertig empfundene
Rechtsprinzipien aufeinander und machen es
schon im juristischen Sinne schwer, eindeu-
tige und einheitliche Entscheidungen zu tref-
fen. Dieses grundsätzliche Dilemma wird
durch die Konkurrenz unterschiedlicher
Rechts- und Wertvorstellungen verschärft, in
denen sich der ideologische Gegensatz zwi-
schen Ost und West, aber auch die kulturelle
Vielfalt nach Ablösung der europäischen Vor-
rangstellung widerspiegeln29).

6. Stabilitätsgrundlagen

Wenn das internationale System aufs Ganze
gesehen nach 1945 dennoch ein höheres Maß
an Stabilität erlangt hat als in der Zwischen-
kriegszeit30), so ist dies nur bedingt den Fort-
schritten des Völkerrechts und der Überle-
genheit der Vereinten Nationen über den
Völkerbund zuzuschreiben. Das Ideal der kol-
lektiven Sicherheit, dem sich der Völkerbund
im Genfer Protokoll von 1924 und die Regie-
rungen — schon in verwässerter Form — in
den Locarno-Verträgen und im Briand-Kel-
logg-Pakt anzunähern gesucht hatten31), ist
inzwischen dem bescheideneren Prinzip der
„internationalen Organisation" gewichen.

28) Vgl. Art. Völkerrecht, in: H. J. Schlochauer
(Hrsg.), Wörterbuch des Völkerrechts, Berlin 1960*
R. Higgins, The Development of International Law
through the Political Organs of the United Nations,
London 1969-,
2)9 Die sowjetische Haltung dokumentiert G. J. Mo-
rosow, Internationale Organisationen. Ihre Rolle im
Prozeß der Veränderung des internationalen Klas-
senkräfteverhältnisses, Berlin (Ost) 1971.
3) Einen wichtigen Diskussionsbeitrag liefert Ch.
S. Maier, The Two Postwar Eras and the Conditions
for Stability in Twentieth-Century Western Europe,
in: American Historical Review, 86 (1981), S. 327ff.
31) F. P. Walters, a. a. O. (Anm. 7), S. 268ff., 283ff-,
384 ff.



Der Völkerbund markierte im Verständnis
seiner Gründer die endgültige Abkehr vom
System der Militärallianzen und von einer
diskreditierten balance-of-power-Politik. Mit
Ausnahme der gegen den ungarischen Revi-
sionismus gerichteten Kleinen Entente und
den eher hilflosen Bemühungen Frankreichs,
ein osteuropäisches Bündnissystem aufzubau-
en, wurden denn auch keinerlei Versuche ge-
macht, unterhalb der Ebene des Völkerbun-
des Sicherheitsinteressen militärisch zu orga-
nisieren. Als die kollektive Sicherheit nach
1930 ein leeres Versprechen blieb, fehlte die-
ses zweite Netz, so daß die Staaten zwangs-
läufig auf sich selbst zurückfielen und ihr
Heil in hektischen Alleingängen, Appease-
ment und Sonderabmachungen suchen muß-
ten32).

Die UNO-Charta war wiederum vom Gedan-
ken der kollektiven Sicherheit inspiriert, aber
seit den fünfziger Jahren wird das internatio-
nale System gerade durch die Existenz der
1919 so verpönten Allianzen in einer wenn
auch äußerst prekären Balance gehalten. So-
lange Logik und Mentalität der Machtpolitik
ungebrochen sind, kann die UNO dieses
Gleichgewicht nicht ersetzen. Sie ist aber im-
merhin in der Lage, das moralisch kaum zu
rechtfertigende Prinzip der Abschreckung mit
Massenvernichtungswaffen durch das Prinzip
der internationalen Organisation zu ergän-
zen, indem sie die Militärbündnisse und
Regionalpakte gleichsam überwölbt und ei-
nen umfassenden, ununterbrochenen Dialog
und Kommunikationsfluß sicherstellt.

Sicherheit beinhaltete für die Schöpfer der
Vereinten Nationen nicht mehr allein militä-
rische Sicherheit, sondern im Sinne der At-
lantik-Charta auch Schutz vor materieller Not
und politischer, religiöser oder rassischer
Verfolgung. Diese Ausweitung des in der
Zwischenkriegszeit arg strapazierten Sicher-
heitsbegriffs auf den wirtschaftlich-sozialen
und den kulturell-humanitären Sektor be-
zeugt einen tiefgreifenden Bewußtseinswan-
del, der allerdings damals keineswegs allge-
mein war und der auch heute vielerorts erst
noch nachvollzogen werden muß. Er wurzelte
in dem Schlüsselerlebnis, daß die Auflösung
der weltwirtschaftlichen Zusammenhänge,
wie sie unter dem Druck der Großen Krise
erfolgte, letztlich auch die gesamte internatio-
nale politische Ordnung zum Einsturz ge-
bracht hatte 33). Diese historische Lehre veran-
laßte die nachdrückliche Betonung ökonomi-
scher, sozialer und menschenrechtlicher Be-
lange in der UNO-Charta, die Einrichtung des
Wirtschafts- und Sozialrats als eines eigenen
Hauptorgans sowie die Schaffung zahlreicher
zusätzlicher Neben- und Sonderorganisatio-
nen34). Damit traten auch ein Element der Be-

Nations

III. Erfolge und Mißerfolge
wegung und der Wille zur Veränderung und
Reform in den Vordergrund, wie sie dem all-
zusehr am Status quo ausgerichteten Völker-
bund fremd geblieben waren.

1. Der Völkerbund
Die Genfer Liga hatte sich nicht völlig un-
empfindlich gegenüber wirtschaftlichen Pro-
blemstellungen gezeigt, konnte aber keine
langfristige und planvolle Wirksamkeit auf
diesem Felde entfalten. Die lediglich beob-
achtende Haltung der Nordamerikaner und
die strikte Weigerung der Franzosen, interna-
tionale Organisationen in die Diskussion von
Kernfragen der Wirtschafts- und Finanzord-
nung wie Reparationen und interalliierte
Kriegsschulden einzuschalten, beschränkten
den Völkerbund auf Not- und Aushilfsmaß-
nahmen, die selten über ein Kurieren an Sym-
ptomen hinausgingen. Trotz dieser ungünsti-
gen Voraussetzungen stellte die Liga gele-
gentlich ihre Nützlichkeit unter Beweis und
veranschaulichte, was noch mehr ins Gewicht
fiel, daß es prinzipiell möglich war, kostspie-
lige politische und ökonomische Rivalitäten
durch neue Formen staatenübergreifender
Zusammenarbeit zu mäßigen. Hierher gehört
das entschlossene Eingreifen zugunsten der
vom wirtschaftlichen Ruin bedrohten „Nach-
folgestaaten“ Österreich und Ungarn in den
Jahren 1922 und 1924, das eine zumindest
vorübergehende Stabilisierung des gesamten,
politisch so unheilvoll zersplitterten Donau-
raumes bewirkte. Bei dieser Gelegenheit
nahm sich eine internationale Organisation
erstmals in offener und regulärer Weise inter-
ner Wirtschaftsfragen wie Haushaltsaus-
gleich, Inflationsbekämpfung, Exportförde-



rung und Kreditgewährung an und ernannte
Finanzfachleute als Kommissare, die vor Ort
die Erfüllung der vereinbarten Bedingungen
überwachten ).35

In eine ähnliche Richtung zielte das Bemü-
hen, das deutsch-polnische Verhältnis, das
schwer unter den Folgen der Grenzziehung
litt, durch eine partielle Verklammerung der
wirtschaftlichen Interessen beider Länder zu
entkrampfen. So sollte der paritätisch mit Po-
len und Deutschen besetzte und von einem
Neutralen geleitete Danziger „Hafenaus-
schuß" die Prosperität der Freien Stadt zum
beiderseitigen Vorteil sichern. Auch die
Oberschlesien-Konvention von 1922, die den
Teilungsbeschluß ergänzte, war dazu be-
stimmt, einen heilsamen Zwang zur Koopera-
tion auszuüben und das Gefühl gemeinsamer
Verantwortlichkeit für das Schicksal des In-
dustriegebiets und seiner Menschen zu wek-
ken. Beide Regelungen bewährten sich über
eine Reihe von Jahren, obgleich Polen wie
Deutsche sie für „unnatürlich" hielten ).36

Auf hartnäckigen Widerstand stieß der Völ-
kerbund allerdings immer dann, wenn er zu
den Wurzeln der Nachkriegsmalaise vordrin-
gen und die Analysen seiner technischen
Kommissionen in Taten umsetzen wollte. Alle
Anstrengungen, die seit der ersten Weltwirt-
schaftskonferenz von 1927 unternommen
wurden, um der verhängnisvollen Einschrän-
kung des freien Welthandels durch Schutz-
zölle und andere Formen des Protektionismus
Einhalt zu gebieten, scheiterten an dem kurz-
sichtigen, nur aufs eigene wirtschaftliche
Überleben bedachten Egoismus der Mitglied-
staaten* ). Das Unvermögen der Londoner
World Monetary and Economic Conference
von 1933, als Voraussetzung für eine allge-
meine Wiederbelebung den Abwertungswett-
lauf zu stoppen und das internationale Wäh-
rungssystem zu stabilisieren, kündigte im Zu-
sammenhang mit dem Dahinsiechen der Ab-
rüstungskonferenz in Genf die engültige
Flucht in Nationalismus, Bilateralismus und
Autarkismus an38). In der Folgezeit verlager-

ten sich die Völkerbundsaktivitäten zwangs-
läufig in die technischen Nebenorgane und
angegliederten Institutionen, die Forschung
betrieben und — wie die Organisation für Ge-
sundheitswesen — unterhalb der Regierungs-
ebene den Menschen praktische Hilfe zukom-
men ließen39).

2. Die UNO
Den Vereinten Nationen wurde von vornher-
ein ein höheres Maß an Mitverantwortung in
wirtschaftlichen und sozialen Belangen einge-
räumt, auch wenn die Gründer zunächst nur
an die Beseitigung der Kriegsschäden dach-
ten. Ihrem Auftrag entsprechend, konnte die
neue Weltorganisation sogleich über Finanz-
mittel verfügen, die in keinem Verhältnis zu
dem bescheidenen Völkerbundsbudget stan-
den, und die in der Folgezeit proportional so-
gar schneller wuchsen als die nationalen
Haushalte40). Die gegen Ende der Völker-
bundsära bevorzugte Methode, wichtige Ar-
beiten eigens konstituierten Nebenorganen
und autonomen, nur locker an die Hauptor-
gane angebundenen „specialized agencies" zu
übertragen, ist dabei allerdings beibehalten
worden. Die Folge war, daß die Zahl dieser
Einrichtungen, die über einen jeweils eigenen
Beamtenapparat, ein eigenes Budget, eigene
Organisationstrukturen und Verfahrensre-
geln verfügen, im Zuge des technischen Fort-
schritts und der weltwirtschaftlichen Ver-
flechtung sprunghaft zunahm. Das hervorste-
chende Merkmal der Nachkriegszeit ist des-
halb die Auffächerung der UNO in ein dezen-
tralisiertes, sich immer weiter untergliedern-
des und verzweigendes Netzwerk von Institu-
tionen, das, einer „stillen Revolution" ver-
gleichbar, in fast alle Bereiche menschlichen
Handelns eindringt ).41

Manche Einrichtung, so die Internationale
Arbeitsorganisation (ILO), konnte im Rahmen

40) Mit dem ersten Budget der UNESCO hätten vor
dem Krieg die jährlichen Ausgaben von Völker-
bund, ILO und Haager Gerichtshof zusammen be-
stritten werden können. F. P. Walters, a. a. 0.
(Anm. 7), S. 813. Zwischen 1950 und 1968 stieg der
Gesamthaushalt des UNO-Systems (in konstanten
Preisen) um 250 %, derjenige der Sowjetunion um
193 %, der USA um 190 % und der meisten westeu-
ropäischen Länder zwischen 130 und 220 %. Die
Ausgaben lagen 1950 bei 165 Millionen US-Dollar,
1975 bei ca. 1,8 Milliarden US-Dollar. Zahlen nach
E. Luard, International Agencies. The Emerging
Framework of Interdependence, London 1977, S. 2
L. 319L
41) Der Begriff „quiet revolution" erscheint E. Luard,
a. a. O. (Anm. 40), S. VII, angemessen.



dieses UNO-Systems bruchlos fortwirken42),
andere dienten als Anregung und sind ausge-
baut und auf ein breiteres Fundament gestellt
worden. Ein Beispiel liefert die Kulturarbeit,
die in der „Organisation für Geistige Zusam-
menarbeit" des Völkerbunds begann und
heute von der UNESCO und vom Kinderhilfs-
werk UNICEF unter egalitärem Vorzeichen
und stärker an gesellschaftlichen Grundbe-
dürfnissen wie Alphabetisierung, Schul- und
Berufsschulerziehung ausgerichtet, weltweit
geleistet wird43). Ähnliches gilt für das ge-
samte Sozial- und Menschenrechtswesen,
dem sich der Völkerbund durch die arbeits-
rechtlichen Konventionen der ILO, die
Flüchtlingshilfe und den Kampf gegen Dro-
genmißbrauch und Menschenhandel eben-
falls bereits zugewandt hatte44). Die „Univer-
sal Declaration of Human Rights" von 1948
und nachfolgende Sonderkonventionen ver-
leihen allen diesen Aktivitäten eine juristi-
sche Grundlage und einen hohen moralischen
Rang. Gewiß zeigt die mühevolle Tätigkeit
der UNO-Menschenrechtskommission, welch
große Kluft sich gerade hier zwischen den fei-
erlichen Zusicherungen und der bedrücken-
den Praxis vieler Länder auftut. Dennoch er-
scheint es bedeutsam, daß die internationale
Gemeinschaft auch in diesem Bereich aus
freien Stücken und durch freie Übereinkunft
Recht gesetzt und damit Standards geschaffen
hat, an denen sich jede Regierung messen las-
sen muß45).
Andere Aufgaben sind durch die wissen-
schaftlich-technische Entwicklung erheblich
erweitert worden oder haben sich der UNO
völlig neu gestellt. In die erste Gruppe fallen
die Beschäftigung mit den modernen Kommu-
nikationsmitteln, die Regulierung des Luft-
und Seetransportwesens und der Weltwetter-
dienst, zur zweiten gehören so wichtige
Komplexe wie Bevölkerungspolitik, Umwelt-
schutz, Energiesicherung und die Nutzung
von Weltraum und Meeresboden als gemein-
schaftlicher Besitz der Menschheit46).
Der hohe Stellenwert, den ökonomische Be-
lange — im engeren und im weiteren Sinne

— genießen, verdeutlicht, daß die Wirt-
schafts- und Sozialpolitik tatsächlich zum in-
tegralen Bestandteil der Sicherheitsproblema-
tik geworden ist. Ende der fünfziger Jahre
verbreitete sich die Einsicht, daß die Funk-
tionsfähigkeit des Weltwährungs- und Welt-
handelssystems langfristig nur zu gewährlei-
sten sein werde, wenn es gelinge, das bedroh-
liche Ungleichgewicht zwischen den reichen
Industrienationen und den vornehmlich auf
der südlichen Halbkugel angesiedelten ar-
men Ländern zu vermindern und möglichst
vollständig abzubauen. Seither rückte die Ent-
wicklungspolitik ins Zentrum der Überlegun-
gen und beanspruchte in steigendem Maße
die Aufmerksamkeit und die Mittel nahezu
aller UNO-Einrichtungen. Die 1946 gegrün-
dete Weltbank, die sich als erste speziell um
die Bedürfnisse der Entwicklungsländer küm-
merte, erhielt nach und nach Unterstützung
durch eine Reihe zusätzlicher Institutionen
wie die International Finance Corporation
(IFC), die International Development Agency
(IDA), das United Nations Development Pro-
gram (UNDP), die United Nations Industrial
Development Organization (UNIDO) und
schließlich die United Nations Conference on
Trade and Development (UNCTAD). Parallel
hierzu wurden die Zollkonferenz GATT und
der Internationale Währungsfonds (IMF), die
sich ursprünglich vor allem den Handels- und
Finanzproblemen der Industriestaaten gewid-
met hatten, durch die Zunahme ihrer Mitglie-
der auf weit über hundert immer stärker in
die Entwicklungspolitik hineingezogen47).
In der gegenwärtigen Situation, in der die
zweifelsfrei erzielten Entwicklungserfolge
durch die akuten Finanznöte zahlreicher Län-
der, die Stagnation des Welthandels und ei-
nen aufkommenden Protektionismus gefähr-
det sind48), treten allerdings auch beträchtli-
che Konstruktionsmängel dieses vielgestalti-
gen UNO-Systems zutage. Die Vorteile der
Dezentralisation und Spezialisierung — eine
gewisse Unabhängigkeit von den politischen
Konstellationen in der Generalversammlung,
die Mitarbeit von Ländern, die erst zu einem



späteren Zeitpunkt Vollmitglieder wurden
(dazu zählt auch die Bundesrepublik Deutsch-
land, die 1973 zusammen mit der DDR in die
UNO aufgenommen wurde)49), größere Eigen-
initiative der Organisationen und optimale
Ausnutzung des technischen Sachverstands
— müssen mit Unübersichtlichkeit, Kompe-
tenzenwirrwarr und entsprechenden Koordi-
nierungsschwierigkeiten erkauft werden50).
Da eine starke Zentralinstanz fehlt, besteht
die Gefahr, daß der „Nord-Süd-Dialog", von
dem sich die Staaten der „Dritten Welt" eine
gerechtere, ihre Belange besser berücksichti-
gende Weltwirtschaftsordnung erhoffen, in
verschiedenen UNO-Gremien gleichzeitig,
aber in keinem wirklich autoritativ und ver-
bindlich geführt werden wird. Dies wiederum
könnte den Industrienationen, die sich ohne-
hin häufig auf die Anklagebank versetzt und
majorisiert fühlen, zum Vorwand dienen, um
die entscheidenden politischen Verhandlun-
gen außerhalb der Weltorganisation zu füh-
ren. Damit würde die UNO, die über die
reichhaltigsten Erfahrungen auf dem Gebiet
der Entwicklungspolitik verfügt und bei der
die Informationen aus allen Teilsystemen zu-
sammenlaufen, wieder in eine Beobachter-
rolle zurückgedrängt. Die augenblickliche
Krise läßt erkennen, daß einige entwickelte
Länder angesichts eigener Haushaltssorgen
ihr Engagement in den internationalen Gre-
mien drosseln und bilateralen oder multilate-
ralen Verhandlungen den Vorzug geben.
Trotz dieser Einschränkungen wird man in
der Gewichtsverlagerung von den eigentlich
politischen Organen hin zu den mit wirt-
schaftlichen und sozialen Fragen befaßten,
dabei aber keineswegs völlig „unpolitischen"
Neben- und Sonderorganisationen das mar-
kanteste Unterscheidungsmerkmal zwischen
Vereinten Nationen und Völkerbund sehen

müssen. Es bewahrheitet sich, daß die Zusam-
menarbeit dort am leichtesten fällt und die
fruchtbarsten Resultate zeitigt, wo der Druck
gemeinsamer Nöte und Bedürfnisse ideologi-
sehe Streitigkeiten hinter pragmatische Erwä-
gungen zurücktreten läßt. In weit höherem
Maße, als dies dem Völkerbund je gelingen
konnte, beeinflussen und verändern die UN-
Organisationen deshalb das alltägliche Leben
der Menschen — eine Tatsache übrigens, die
von den Betroffenen nicht immer deutlich
wahrgenommen wird.

Andererseits heißt „internationale Organisa-
tion" im ökonomischen Bereich ebensowenig
„Weltregierung" wie im politischen und mili-
tärischen. Fundamentale Widersprüche zwi-
schen den nunmehr „drei Welten" bestehen
fort, und die Zusammenarbeit auf zahlreichen
Sachgebieten kann die politischen Grund-
einstellungen wenn überhaupt, dann nur sehr
langfristig verändern. Die UNO legt Verhal-
tensregeln und moralisch-ethische Standards
fest, sie bündelt die Anstrengungen einzelner
Staaten zu gemeinsamen Programmen und
bietet Informationen, Dienstleistungen sowie
technischen und finanziellen Beistand an. Da-
bei bleibt sie aber auf das freiwillige Einver-
ständnis der Regierungen angewiesen, das sie
von Fall zu Fall durch Autorität, Sachverstand
und Überzeugungskraft herbeiführen muß.
Fraglos sind die UNO-Gremien an der Über-
wachung und Steuerung der Kapital- und Wa-
renströme und damit an der Verteilung des
Weltsozialprodukts beteiligt51). Sie wirken
aber nur komplementär zu den Marktkräften
und ersetzen weder die Wirtschaftspolitik der
Regierungen noch die private Initiative. Ge-
genwärtig spricht deshalb nur wenig für die
teils erhoffte, teils befürchtete Heraufkunft
einer über die UNO zentral gelenkten „Welt-
planwirtschaft“.

IV. Schlußbetrachtung

Völkerbund und Vereinte Nationen haben
neue Formen der Bürokratie und der Diplo-
matie geschaffen. Darüber hinaus bildeten sie
Kristallisationspunkte für eine „öffentliche

Weltmeinung", deren Einfluß auf die Ge-
schicke der Menschheit heute nicht mehr zu
leugnen ist. Mit der Herausbildung eines Be-
amtentums, das einen eigenen „esprit de
corps" entwickelt und sich einem den partiku-



laren Interessen der Staaten übergeordneten
Gemeinwohl verpflichtet fühlt, hat der Trend
zur Bürokratisierung, der den neuzeitlichen
Staat kennzeichnet, auf die internationale
Ebene übergegriffen52). Zur Kehrseite dieses
auf Ordnung, Berechenbarkeit, Kontinuität
und Regelmäßigkeit angelegten Trends ge-
hört die enorme Vergrößerung der Behörden-
apparate, die oft in keinem rechten Verhältnis
zu der Leistungssteigerung zu stehen scheint
Auch fördert die Bürokratisierung eher den
Hang zur Routine als zu so dringend erforder-
lichen Eigenschaften wie Initiative, Beweg-
lichkeit und Erfindungsgabe. Insbesondere
droht sie die Weltorganisation aber immer
strikteren „Sachzwängen" zu unterwerfen und
sie auf diese Weise dem gewöhnlichen Bür-
ger zu entfremden, um dessen lebendige Mit-
arbeit und moralische Unterstützung schon
der Völkerbund gerungen hatte. Nur wenn
die UNO in dieser Hinsicht zu periodischen
Reformen und Kurskorrekturen fähig bleibt,
wird sie sich vor Erstarrung und Leerlauf hü-
ten können.
Entgegen den hochgesteckten Erwartungen
mancher seiner Befürworter hat der Völker-
bund die internationale diplomatische Szene-
rie nicht grundlegend verändert. Eine abrupte
Ablösung der „alten", aristokratischen, volks-
fernen Geheimdiplomatie durch die „neue", of-
fene, demokratische Diplomatie fand nicht
statt. Die Wandlungen vollzogen sich über
längere Zeiträume, und manche Tradition lebt
noch in der heutigen Praxis fort. Tatsächlich
ist der Befund keineswegs eindeutig, denn
während sich die Regierungen bemühen, ihre
Konferenz-, Reise- und Gipfeldiplomatie als
zunehmend offen darzustellen, nimmt die
UNO gelegentlich das moralische Recht in
Anspruch, Krisenverhütung unter dem
Schlagwort der „preventive diplomacy" ver-
traulich zu betreiben.
Insgesamt gesehen haben Völkerbund und
Vereinte Nationen aber zwei Entwicklungsli-
nien verstärkt, die für den breiten Moderni-
sierungsprozeß charakteristisch sind, den die
Diplomatie im 20. Jahrhundert durchlief53).
Zum einen hat sich der Aufgabenbereich der

Diplomatie erheblich erweitert und wirt-
schaftliche, soziale, kulturelle und wissen-
schaftliche Belange einbezogen. Dies kommt
in der fortlaufenden Differenzierung und Spe-
zialisierung des diplomatischen Dienstes zum
Ausdruck und spiegelt sich im umfassenden
Katalog der Themen, mit denen sich interna-
tionale Organisationen heute befassen. Zum
anderen haben multilaterale und internatio-
nale Formen des diplomatischen Verkehrs
gegenüber den früher vorherrschenden bila-
teralen allgemein an Bedeutung gewonnen54).
Die zweiseitigen Beziehungen bilden zwar
nach wie vor das Fundament, auf dem die
Staatengemeinschaft ruht. Mehr und mehr
Probleme sind jedoch ihrer Natur nach nicht
mehr bilateral zu bewältigen und verlangen
deshalb nach alternativen Lösungen, sei es im
regionalen oder im internationalen Rahmen.
Nirgends wird der hieraus resultierende Stil-
wandel der Diplomatie besser sichtbar als in
Organisationen wie GATT und UNCTAD, wo
die Nationen kaum mehr individuell, sondern
vielmehr als Mitglieder von Staatengruppen
auftreten und Gruppeninteressen verfech-
ten55). Indem die UNO also der sterilen Kon-
frontation entgegenwirkt und dafür sorgt, daß
dieser Prozeß der kompetitiven, wettbewerbs-
mäßigen Entscheidungsfindung in dauerhaf-
ten und regulären Bahnen verläuft, hat sie die
moderne Diplomatie um eine zusätzliche Di-
mension bereichert und ist im gleichen Zuge
zu ihrem festen, unverzichtbaren Bestandteil
geworden.
Ähnlich wie sich im 17. und 18. Jahrhundert,
zuerst in England, dann auch auf dem Konti-
nent, eine „bürgerliche Öffentlichkeit" heraus-
bildete, die der jeweiligen Staatsmacht kri-
tisch entgegentrat, erlebt dieses Jahrhundert
parallel zu den Fortschritten der Kommunika-
tionstechnik die Entstehung einer die Staats-
grenzen mißachtenden „Weltöffentlichkeit".
Von den schwerwiegenden Einschränkungen,
denen die freie Meinungsäußerung in großen
Teilen der Welt bis heute unterliegt, scheint
diese Entwicklung nur gebremst, nicht aber
aufgehalten werden zu können.
Schon der Völkerbund versuchte, über die
verschiedenen privaten Friedensgesellschaf-
ten und League of Nations Societies mit die-
ser neuen Öffentlichkeit Fühlung zu halten,
und wollte ihr moralisches Gewicht für seine

5) Über die Anfänge dieser Entwicklung J. Heide- 
king, Oberster Rat — Botschafterkonferenz — Völ-
kerbund. Drei Formen multilateraler Diplomatie
nach dem Ersten Weltkrieg, in: Historische Zeit-
schrift, 231 (1980), S. 589 ff.
5) R. L. Rothstein, Global Bargaining. UNCTAD
and the Quest for a New International Economic
Order, Princeton (N. J.) 1979.



Zwecke nutzbar machen56). In der Zwischen-
kriegszeit erwiesen sich diese Ansätze jedoch
als zu schwach, um dem wiederaufflammen-
den Nationalismus Paroli zu bieten. Die heute
weltweit erhobenen Forderungen nach Frie-
denssicherung, Rüstungsbegrenzung, solidari-
scher Hilfe für die armen Völker, Schutz der
natürlichen Umwelt, sparsamer und sinnvol-
ler Nutzung der Bodenschätze und Energie-
quellen und Gewährleistung der grundlegen-
den Menschenrechte stehen weitestgehend
im Einklang mit den Zielsetzungen der UNO-
Charta.
Speziell in der Abrüstungsfrage scheint der
öffentliche Druck auf die Regierungen, den
die UNO 1982 durch die Einberufung einer
Sondervollversammlung verstärkt hat57), in-
zwischen zumindest psychologische Wirkung
zu zeitigen. Als Transmissionsriemen zwi-
schen öffentlicher Meinung und Weltorgani-
sation dienen nicht mehr allein die Medien
und nationale Einrichtungen wie etwa die
„Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Na-
tionen". Unterdessen ist eine Vielzahl von „in-

ternational non-government organizations"
hinzugekommen, die im Sinne der UNO ar-
beiten und immer häufiger sogar beratenden
Status erhalten58). Hier deutet sich eine Er-
gänzung von ideellem Engagement und prak-
tischer Wirksamkeit an, die man ebenfalls zu
den strukturellen Verbesserungen gegenüber
der Völkerbundsperiode zählen darf.

Von der engen Verklammerung zwischen den
Institutionen des UNO-Systems und einer de-
mokratisch gebildeten Weltmeinung dürfte
es jedenfalls in hohem Maße abhängen, ob
aus dem Prinzip der internationalen Organi-
sation künftig eine neue Form von „world go-
vernment" erwachsen wird, die weniger auf
Zwang und Sanktionen als auf Konformitäts-
druck, wechselseitigem Nutzen und ver-
nunftsgemäßer Konsensbildung gründet.



Wilhelm Bruns

Zehn Jahre Vollmitgliedschaft der
beiden deutschen Staaten in den Vereinten Nationen

Am 18. September 1983 sind die beiden deut-
schen Staaten zehn Jahre Vollmitglied der
Vereinten Nationen. Inwieweit ist heute noch
bewußt, wie die Bundesrepublik, und die DDR
Vollmitglied wurden?
— Meinungsumfragen in der Bundesrepublik
ermittelten 1973 Desinteresse in weiten Tei-
len der Bevölkerung, aber auch kaum vorhan-
dene Informationen über die UNO.
— Die DDR drängte in die UNO, die Bundes-
republik blieb abwartend.
— Beide, Bundesrepublik wie DDR, konnten
wegen des Erfordernisses, daß alle Mitglieder
des Sicherheitsrats einer Aufnahme zustim-
men müssen, nur gemeinsam Mitglied wer-
den. (Gegen die alleinige Aufnahme eines
deutschen Staates hätte es Gegenstimmen ge-
geben.)
— Die Vier Mächte sprachen eine gemein-
same Empfehlung aus, wobei der Vorbehalt
für Deutschland als Ganzes ausdrücklich er-
wähnt wurde.
— Der Grundlagenvertrag zwischen der Bun-
desrepublik und der DDR vom 21. Dezember
1972, der am 8. November 1972 paraphiert
wurde, schuf politisch die Voraussetzung für
die Einbeziehung der DDR in das System der
Vereinten Nationen.
— Gegen die Stimmen der CDU/CSU wurde
das Beitrittsgesetz zu den Vereinten Natio-
nen im Deutschen Bundestag verabschiedet;
die beiden deutschen Staaten konnten 133.
und 134. Mitglied der Weltorganisation wer-
den. Die DDR erklärte ihr ihre Bereitschaft in
der UNO und in den Sonderorganisationen
gleichberechtigt und gleichverpflichtet mitzu-
arbeiten.
— Drittstaaten sahen im Beitritt der beiden
deutschen Staaten die Erledigung der deut-
schen Frage. In der Bundesrepublik gab es
Erwartungen und Forderungen, insbesondere
bei der CDU/CSU, die mit dem Tenor vorge-
tragen wurden, die Regierung Brandt-Scheel
müsse die deutsche Frage zum internationa-
len Thema machen.

Nicht zuletzt gab es Ungewißheiten und
zahlreiche Fragen, die sich auf das Verhalten
beider deutscher Staaten sowie ihr Verhältnis
zueinander bezogen. Wird es zur deutsch-

I. Problemstellung und Fragen

deutschen Konfrontation kommen? Können
sich beide — beschränkt — auf dem Feld der
Zusammenarbeit verständigen? Welche Rolle
spielt die deutsche Frage? Wie ist das Ver-
hältnis der beiden deutschen Staaten bei ih-
rem Abstimmungsverhalten zu ihren jeweili-
gen Führungsmächten? Was werden die bei-
den deutschen Staaten zu den großen The-
men der UNO beitragen?
Heute, nach zehn Jahren Mitgliedschaft und
Mitarbeit, können bereits einige verallgemei-
nerungsfähige Aussagen und Prognosen über
das Verhalten der beiden deutschen Staaten
sowie über ihr Verhältnis zu zentralen Fragen
der UNO gemacht werden.

1. Interessante Fragen — schwierige Ant-
worten

Das Verhältnis von Staaten zur Weltorganisa-
tion sowie ihr Verhalten in dieser ist eine
komplexe Angelegenheit. Im Falle der beiden
deutschen Staaten kommt zur Komplexität
noch die Kompliziertheit, zumal in rechtlicher
Hinsicht.
Es ist erstaunlich, daß es bis heute lediglich
ein Buch gibt, das die beiden deutschen Staa-
ten in den Vereinten Nationen vergleichend
ins Blickfeld nimmt 1). Weder die bundesdeut-
sche DDR-Forschung noch diejenigen, die
sich in der DDR mit der Bundesrepublik be-
fassen, haben sich dieses Themas angenom-
men. Ist es zu schwierig oder uninteressant?
Uninteressant kann das Thema nicht sein;
denn Politiker und Publizisten bei uns reden
über dieses Thema, wenngleich nicht selten
unter einem eingeengten Blickwinkel: Was
kann die UNO für die „deutsche Frage" tun?



Dies ist in der Tat ein Aspekt unter vielen
möglichen. Es gibt andere (wichtigere) Fragen,
die es zu beantworten gilt, wie etwa die:
Warum konnten Bundesrepublik und DDR
erst relativ spät Vollmitglied der Vereinten
Nationen werden? Welche Zwischenbilanz
läßt sich nach zehn Jahren Vollmitgliedschaft
ziehen? Wie ist ihr Verhältnis zur UNO? Was
machen sie in den Sonderorganisationen?
Lassen sich aus der bisher gezeigten Mitar-
beit im UNO-System verallgemeinerungsfä-
hige Aussagen über Verhaltensmuster und
Einstellungen herausarbeiten? Welches Ab-
stimmungsverhalten zeigten Bundesrepublik
und DDR im ersten Dezennium ihrer Vollmit-
gliedschaft? Wie passen ihre Vorschläge und
Positionen in die internationale politische
Landschaft? Wie mehrheitsfähig sind die Po-
sitionen der Bundesrepublik und die der
DDR? Was tun Bundesrepublik und DDR für
die Entwicklungsländer (multilaterale Ent-
wicklungshilfe)? Gibt es in beiden deutschen
Staaten so etwas wie eine intakte UNO-For-
schung? Welche Prognosen für die nächsten
Jahre lassen sich aus der Analyse ihrer bishe-
rigen UNO-Politik ableiten? Welche Verhal-
tensmodi dominieren im Verhältnis beider
deutscher Staaten zueinander? Kooperation,
Kompetition oder Konfrontation? Und nicht
zuletzt: Welche Rolle hat die „deutsche Frage"
in diesen zehn Jahren gespielt?

2. Zur Beitrittsgeschichte

Die Frage, warum die beiden deutschen Staa-
ten erst 24 Jahre nach ihrer Staatsgründung
Vollmitglied der Weltorganisation werden
konnten, lenkt die Aufmerksamkeit auf den
deutschlandpolitischen Zusammenhang, den
die Bundesregierung unter der Kanzlerschaft
Willy Brandts (Außenminister Walter Scheel)
hergestellt hat und der bis heute in den ein-
schlägigen DDR-Publikationen entweder be-
stritten oder „einfach“ unterschlagen wird.
Ohne die „Aufnahmegeschichte" hier im ein-
zelnen nachzeichnen zu können2), sollen doch
einige Anmerkungen vorangestellt werden,
zumal sie von der DDR bisher trotz ihrer um-
fangreichen UNO-Literatur nicht thematisiert
wurde und bei uns in Vergessenheit geraten
zu sein scheint:
Erst 28 Jahre nach der Gründung der Verein-
ten Nationen und 24 Jahre nach der Konstitu-
ierung der beiden deutschen Staaten konnten
die Bundesrepublik Deutschland und die
DDR 1973 ihr Debüt als Vollmitglieder bei
der Weltorganisation geben. Während die

Bundesrepublik Deutschland seit den frühen
fünfziger Jahren in allen Sonderorganisatio.
nen der UNO mit Sitz und Stimme vertreten
war und in New York einen offiziellen Beob.
achterstatus hatte, gelang es der DDR trotz
wiederholter Versuche erst am 21. November
1972 (einige Tage nach der Paraphierung des
Grundlagenvertrages zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der DDR), Mitglied
einer Sonderorganisation (UNESCO) zu wer-
den.
Bis zur Paraphierung des Grundlagenvertra-
ges scheiterten alle Versuche der DDR, ihr
Statusdefizit in der internationalen Politik
auszugleichen und mit der Bundesrepublik
Deutschland gleichzuziehen. Bis zur Erlan-
gung ihrer Mitgliedschaft in der UNESCO
blieb die UNO-Politik der DDR auf eine
nichtformalisierte Ad-hoc-Partizipation be-
schränkt.
Eine Alleinmitgliedschaft der DDR in der
UNO war nach der UN-Charta und vom poli-
tischen Fahrplan der sozialliberalen Bundes-
regierung her nicht möglich. Nach der sog.
Scheel-Doktrin war Voraussetzung für eine
Mitgliedschaft der beiden deutschen Staaten
in der UNO eine „akzeptable" Formalisierung
der deutsch-deutschen Beziehungen. Die
DDR hat diesen politischen Zusammenhang
zwischen Grundvertrag und UNO-Mitglied-
schäft zunächst heftig geleugnet, dann jedoch
stillschweigend geduldet. Das Procedere für
die Aufnahme von Staaten in die UNO ist in
der Charta, insbesondere im Artikel 4, und in
der Geschäftsordnung der Vereinten Natio-
nen geregelt.
Die politischen Voraussetzungen für eine
Mitgliedschaft sind fixiert in Art. 4.2 der
Charta: „Die Aufnahme eines solchen Staates
als Mitglied der Vereinten Nationen erfolgt
auf Empfehlung des Sicherheitsrates durch
Beschluß der Generalversammlung." Der ent-
scheidende Punkt ist der, daß alle fünf ständi-
gen Mitglieder des Sicherheitsrates für den
Aufnahmeantrag stimmen müssen. Gegen
eine alleinige Aufnahme der Bundesrepublik
hätte die UdSSR gestimmt, gegen eine allei-
nige Aufnahme der DDR hätten die drei
Westmächte gestimmt (vermutlich auch die
VR China).
Der enge politische Zusammenhang zwischen
deutsch-deutschem Grundvertrag, Ausgang
der Bundestagswahl (vom 19. November 1972)
und der .Anerkennungswelle" der DDR als
Vorläufer der UNO-Mitgliedschaft wird da-
durch ausgedrückt, daß am Montag nach der
Wahl, also am 20. November 1972, und nach
vorher vollzogener Paraphierung des Grund-
lagenvertrages ein Vertreter des Bonner Aus



wärtigen Amtes nach Paris flog, um für die
Aufnahme der DDR in die UNESCO „grünes
Licht" zu geben. Am Dienstag, dem 21. No-
vember 1972, wurde die DDR innerhalb von
drei Minuten (!) Mitglied der UNESCO — mit
demonstrativer Zustimmung der Bundesrepu-
blik.

Mit der Veränderung des Stellenwerts der
deutschen Frage in der Strategie der West-
mächte und unter den Bedingungen diploma-
tischer Entspannung zwischen den USA und
der UdSSR mußte die Bundesrepublik ihre
Beziehungen zur DDR überprüfen. Es zeigte
sich — zuerst 1968 in der Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) und in der UNESCO —,
daß es der Bundesrepublik Deutschland, die
bereits seit den fünfziger Jahren Mitglied in

allen Sonderorganisationen war, auf Dauer
nicht möglich sein würde, ihre alleinige Prä-
senz gegen die forcierten Versuche der DDR,
„gleichberechtigt" (so das erklärte Ziel) im
UNO-System mitzuarbeiten, zu behaupten.
Der Tatbestand, daß die DDR-Anträge auf
Aufnahme in die WHO und in die UNESCO
1968 und 1970 nicht mehr — wie bis dahin —
prinzipiell abgelehnt, sondern lediglich ver-
tagt wurden3), signalisierte eine veränderte
Situation. Ende der sechziger Jahre konnte
die Bundesrepublik die Aufnahme der DDR
in die WHO und die UNESCO nur noch mit
dem Hinweis auf die bevorstehende Formali-
sierung des deutsch-deutschen Verhältnisses,
die einer UNO-Aufnahme der DDR vorausge-
hen sollte, verhindern, also nicht mehr grund-
sätzlich, sondern nur noch temporär.

II. Die Bundesrepublik Deutschland und die DDR 
in den Hauptorganen

1. Zur Bedeutung des Abstimmungsverhal-
tens in der Generalversammlung

Die methodische Zulässigkeit und die politi-
sche Notwendigkeit einer detaillierten Ab-
stimmungsanalyse als eines wichtigen Indika-
tors für die UNO-Politik eines Staates und die
Konzentration auf die Generalversammlung
(GV) ergeben sich aus einer Reihe von Über-
legungen:
Die GV ist zwar nur eines der sechs Hauptor-
gane der UNO, sie ist jedoch das einzige, das
aus allen Mitgliedern der Vereinten Nationen
besteht. Drei Gründe rechtfertigen die priori-
täre Aufmerksamkeit für die GV:
1. Die DDR entzieht sich einem Vergleich da-
durch, daß sie in acht von 15 Sonderorganisa-
tionen nicht vertreten ist, obgleich sie das

Recht und — wie nicht wenige sagen — die
Pflicht zur Mitgliedschaft hätte.
2. Die GV ist das einzige Hauptorgan, in dem
beide deutsche Staaten „gleichberechtigt" und
seit 1973 kontinuierlich vertreten sind. Die
Bundesrepublik war 1977/78 nichtständiges
Mitglied im Sicherheitsrat, die DDR 1980/81.
Im Internationalen Gerichtshof (IGH) ist die
Bundesrepublik durch Professor Mosler ver-
treten, die DDR nicht. Im Wirtschafts- und
Sozialrat ist die Bundesrepublik stets Mit-
glied gewesen, die DDR mit Unterbrechun-
gen. Im Treuhandrat, der mit der Aufgabe be-
traut ist, noch nicht unabhängige Kolonien in



die Unabhängigkeit zu führen, sind beide
nicht vertreten und werden auch nicht Mit-
glied werden. Im Generalsekretariat sind
beide durch hohe Beamte repräsentiert.
Den Posten des Generalsekretärs werden
beide wohl wegen des Neutralitätsgebots
nicht besetzen können. Zudem handelt es
sich bei den Hauptorganen der UNO — mit
Ausnahme der GV — um Gremien mit be-
grenzter Mitgliederzahl, in die die sog. Regio-
nalgruppen ihre Vertreter entsenden.
Die GV eignet sich deshalb für eine Abstim-
mungsanalyse, weil ihre Tagesordnung (mei-
stens etwa 200 Punkte) den Problemhaushalt
der internationalen Politik widerspiegelt. Die
Staaten werden zu vergleichbaren Stellung-
nahmen gezwungen.
Aus der Außenpolitikforschung ist bekannt,
daß jede Außenpolitik — und die UNO-Poli-
tik gehört dazu — zu ihrem Erfolg zweierlei
bedarf: eines inneren Konsenses, also einer
innenpolitischen Vertretbarkeit, und einer
äußeren Kompatibilität, also Vereinbarkeit
mit dem internationalen System.
Der Zweck ist hier die Erfassung der interna-
tionalen Position eines Staates, wie sie über
die UNO vermittelt wird. Die internationale
Position und damit die „äußere Kompatibili-
tät“ bzw. „Inkompatibilität" läßt sich ausdrük-
ken in der Vereinbarkeit einer Position mit
jenen Gegenständen, die in der UNO disku-
tiert und in Resolutionsform gegossen wer-
den. Das Abstimmungsverhalten und der
Grad an Übereinstimmung des eigenen Ver-
haltens mit dem Abstimmungsergebnis gibt
einen verallgemeinerungsfähigen Hinweis
auf die Mehrheitsposition eines Staates. Ne-
ben diesem aktuellen Aussagewert der Kate-
gorie hat die „äußere Kompatibilität" auch ei-
nen prospektiven Gebrauchswert: Sie gibt in
etwa den Grad der Wahrscheinlichkeit an,
mit der Staaten bzw. Staatengruppen Mehr-
heiten für sich und gegen andere mobilisieren
können. Die Berechtigung der Anwendung
dieser Kategorie ergibt sich aus drei Grün-
den:
1. Die Bemühungen beider deutscher Staaten
— in- und außerhalb der UNO — zeigen, daß
sie die Mehrheitsfähigkeit ihrer Positionen,
ihrer Ziele und Mittel anstreben. Diese Akti-
vitäten werden nur unterschiedlich bezeich-
net. Für die DDR ist die „äußere Kompatibili-
tät" ein Synonym für die Formel vom „verän-
derten Kräfteverhältnis zugunsten des Frie-
dens und des Sozialismus".
2. Die Antwort auf unsere Leitfrage erlaubt
hinreichend gesicherte Aussagen darüber,
wie mehrheitsfähig die Positionen der beiden

deutschen Staaten sind, und über die Chan-
cen, die UNO als Instrument zur Beförderung
eigener Ziele gegen die des anderen einzuset-
zen.
3. Die Frage nach der Vereinbarkeit von Posi-
tionen, Zielen und Mitteln eines Staates mit
der internationalen Politik lenkt den Blick
vom „Deutsch-deutschen" weg und die Auf-
merksamkeit hin auf die Situation in der
Weltorganisation. Bei allem Interesse, das
hier verständlicherweise den deutschen Staa-
ten in der UNO entgegengebracht wird, sollte
nicht übersehen werden, daß die Bundesrepu-
blik und die DDR lediglich zwei der nunmehr
157 Mitglieder sind.
Auch für die DDR ist das Abstimmungsver-
halten eines Staates indikativ. So nimmt sie
beispielsweise das von der Mehrheit abwei-
chende Verhalten der USA als „eindeutigen
Beweis für die destruktive Haltung" in Abrü-
stungsfragen4). Das eigene gilt der DDR als
Beweis für konstruktives Verhalten. Obwohl
die Zulässigkeit von Abstimmungsanalysen
anerkannt wird, so zeigt sich jedoch bei nähe-
rem Hinsehen, daß die DDR bislang keine
einzige vollständige Untersuchung über ihr
Abstimmungsverhalten vorgelegt hat

2. Bilanz des deutsch-deutschen Abstim-
mungsverhaltens in den Vereinten Na-
tionen

Eine Untersuchung des deutsch-deutschen
Abstimmungsverhaltens im Zeitraum von
1973 bis 1982/83 auf der Grundlage von über
1 500 strittigen Resolutionen der Generalver-
sammlung ergibt folgenden Befund:
1. Im Verhältnis zu den Führungsmächten:
Während die DDR in zehn Jahren lediglich in
sieben Fällen von ihrer Führungsmacht So-
wjetunion abwich, ergibt sich im Verhältnis
Bundesrepublik-USA ein völlig anderes Bild:
Bei fast jeder zweiten strittigen Resolution
stimmte die Bundesrepublik nicht mit den
USA überein. Insofern lassen sich — bezogen
auf die UNO — die USA nicht als Führungs-
macht bezeichnen.
2. Im Verhältnis Bundesrepublik-DDR:
Das Abstimmungsverhalten beider deutscher
Staaten ist signifikant unterschiedlich; nur in
Ausnahmefällen gab es bei strittigen Resolu-
tionen Übereinstimmung.
3. Die DDR konnte bislang häufig mit der
Mehrheit abstimmen, insbesondere bei The-
men wie Naher Osten und Südliches Afrika.



Die Bundesrepublik war oft in Minderheiten-
positionen.
4. Beide deutsche Staaten haben sich aktiv an
der Einbringung bzw. Miteinbringung von Re-
solutionen beteiligt, allerdings nie in bilatera-
ler Kooperation, allenfalls bei nicht strittigen
Resolutionen mit zahlreichen anderen Natio-
nen (in der Regel 30—40 Miteinbringer). Die
Themen waren unterschiedlich: Während die
DDR in ausgewählten Fragen der Abrüstung
und der internationalen Sicherheit vorrangig
aktiv wurde, konzentrierte sich die Bundesre-
publik auf Vertrauensbildende Maßnahmen,
Flüchtlingsfragen, Geiselkonvention und
Menschenrechtsfragen allgemein.

3. Das Abstimmungsverhalten der beiden
deutschen Staaten auf der 37. General-
versammlung

Das in der Tabelle 2 zum Ausdruck kom-
mende Abstimmungsverhalten in den Haupt-
ausschüssen der GV ist durchaus typisch in-
sofern, als auch in den vorangegangenen Sit-
zungen der GV ähnlich abgestimmt wurde5).
Die von der Mehrheit abweichende Quote
der Bundesrepublik war erheblich höher als
die der DDR. Die Art, wie in der UNO Pro-
bleme des Nord-Süd-Gefälles, Fragen der Ab-
rüstung und der Menschenrechte, die Rolle
der Befreiungsbewegungen und das Nah-Ost-

Problem behandelt werden (ohne Ausschuß-
beratung, 1. Hauptausschuß sowie 2., 3. und
4. Hauptausschuß), erleichtert der DDR das
Mitschwimmen in der durch die Entwick-
lungsländer dominierten Mehrheit. Diese
Mehrheitsverhältnisse kann man kritisieren,
man sollte sie jedoch nicht ignorieren, indem
etwa in der Bundesrepublik immer wieder
verlangt wird, diese UNO mit „deutschen Pro-
blemen" zu befassen. Lediglich im fünften
Hauptausschuß (wo es um Haushaltsfragen
geht) häufen sich im Falle der DDR (an der
Seite der UdSSR) die Nein-Stimmen. Im Falle
der Bundesrepublik ist der häufige Gebrauch
der Enthaltung kennzeichnend, was Spötter
zu der Feststellung veranlaßte: In der UNO
gibt es die Nein- und die Ja-Stimme und das
„German-vote".

4. Unterschiede im Abstimmungsverhalten
bei Abrüstungsresolutionen

1. Bei allen Resolutionen, die die atomare Ab-
rüstung priorisieren, stimmt die DDR mit Ja;
die Bundesrepublik verweigert sich einer Zu-
stimmung und verweist auf die Gleichrangig-
keit mit der konventionellen Abrüstung.
2. Allen Resolutionen, die die Abrüstung zu
konkretisieren suchen und dazu etwa auf dem
Wege von Studien die einzelnen Schritte ope-
rationalisieren wollen, begegnet die DDR mit
Ablehnung, während die Bundesrepublik zu
den Staaten gehört, die Resolutionen, welche
versuchen, auf dem Wege von Studien Sach-
verhalte zu erläutern und zu konkretisieren,
unterstützen.



3. Versuche, einzelne Waffensysteme zu iso-
lieren und zu verbieten, werden von der Bun-
desrepublik zumeist mit einem Nein quittiert.
Dies gilt etwa für Resolutionen zu Neutro-
nenwaffen; dazu hat die DDR einen Entwurf
vorgelegt.
4. Die DDR stimmt in Fragen der Abrüstung
prinzipiell mit der Sowjetunion überein. Dies
gilt auch für die Fälle, in denen die DDR nicht
direkt betroffen ist, etwa bei kernwaffenfreien
Zonen in Fernost u. ä. Die Bundesrepublik
weicht bei etwa jeder zweiten Abrüstungsre-
solution von den USA ab.
Bei der jüngsten Generalversammlung (der
37.) stimmten die beiden deutschen Staaten
lediglich in fünf von 41 strittigen Resolutio-
nen identisch ab. Bei jeder achten Abrü-
stungsresolution also!

5. Verifikations- und Transparenzforderungen
stoßen prinzipiell auf Ablehnung durch den
Warschauer Vertrag, während die Bundesre-
gierung hier zu den fordernden Staaten ge-
hört, die dazu Resolutionsentwürfe vorgelegt
haben.
Diese fünf signifikanten Merkmale im Ab-
stimmungsverhalten beider deutscher Staaten
im Abrüstungsbereich können auch als Merk-
male ihrer bisherigen UNO-Politik schlecht-
hin gelten, und es gehört nicht viel Prognose-
fähigkeit dazu vorauszusagen, daß diese Cha-
rakteristika auch künftig bestimmend sein
werden.

5. Die Arbeit der beiden deutschen Staaten
in den sonstigen Hauptorganisationen

a) Der Wirtschafts- und Sozialrat
Im Wirtschafts- und Sozialrat (WSR) sind die
beiden deutschen Staaten als Industrieländer
und d. h. als Geber von Leistungen gefordert.
Die numerische Dominanz der Entwicklungs-
länder sowie der Problemdruck, der von den
Entwicklungsländern ausgeht, hat dazu ge-
führt, daß sich der WSR primär mit Nord-Süd-
Fragen beschäftigt.
Die DDR unterstützt die Entwicklungsländer
in ihren Forderungen an die westlichen Indu-
striestaaten, aber erklärt sich hinsichtlich ih-
rer Erfüllung für nicht verantwortlich. Wäh-
rend die DDR verbal die Entwicklungsländer
im Ziel bestärkt, die „überkommene" interna-
tionale Wirtschaftsordnung durch eine neue
zu ersetzen (ohne allerdings sagen zu können,
wie diese im einzelnen aussehen soll), ist die
Bundesrepublik bereit, die bestehende inter-
nationale Wirtschaftsordnung „weiter" zu ent-
wickeln. In zentralen Fragen, wie Rohstoffin-
dexierung, Gemeinsamer Fonds, Technolo-

gietransfer, Verschuldung, Marktöffnung u. ä„
unterscheiden sich die beiden deutschen
Staaten erheblich, so daß es hier zu keinerlei
Zusammenarbeit gekommen ist.

b) Der Sicherheitsrat
Nacheinander waren die beiden deutschen
Staaten für zwei Jahre im „höchsten" Organ,
im Sicherheitsrat (SR), vertreten. Für beide
stand die zeitweise Mitgliedschaft wohl mehr
unter der Überschrift „Mehr Bürde als Wür-
de", denn sowohl die Bundesrepublik als auch
die DDR mußten unangenehme Entscheidun-
gen (mit) treffen: Die Bundesrepublik an der
Seite der USA bei Entscheidungen zum südli-
chen Afrika (Südafrika), die DDR an der Seite
der UdSSR in der Frage der Verurteilung der
Afghanistan-Besetzung. Immerhin gilt es fest-
zuhalten, daß aus den ehemaligen „Feindstaa-
ten" UNO-Mitglieder wurden, die im SR zeit-
weise die „Hauptverantwortung" für den „Frie-
den und die internationale Sicherheit“ tru-
gen.

c) Der Generalsekretär
Die Bundesrepublik wie die DDR wurden von
den Generalsekretären Kurt Waldheim und
Javier Prez de Cullar besucht. Zugespitzt
formuliert: Beide unterstützen eher den „Se-
kretär" als den „General". Die DDR hat dies
jedoch deutlicher zum Ausdruck gebracht:
Der Generalsekretär hat keine eigenen Be-
fugnisse; er erfüllt seine Funktion als Dienen-
der (insbesondere im Auftrag des Sicherheits-
rats). Beide deutsche Staaten zeigen sich hin-
sichtlich einer politischen wie institutioneilen
Stärkung des Amtes relativ zurückhaltend. Im
Generalsekretariat sind die Bundesrepublik
und die DDR immer noch erheblich unterre-
präsentiert, im Falle der DDR deutlicher als
in dem der Bundesrepublik.

d) Der Internationale Gerichtshof
Im „Hauptrechtsprechungsorgan“ der UNO,
im „Internationalen Gerichtshof" (IGH), ist le-
diglich die Bundesrepublik vertreten. Im
Schrifttum wird beklagt, daß es keine obliga-
torische Zuständigkeit des IGH gibt, der die
Staaten automatisch unterworfen wären. Die
DDR gehört zu jenen Staaten, die sich gegen
jedwede Kompetenz des IGH zur „objektiven“
Streitschlichtung wenden. Da sich die beiden
deutschen Staaten nicht dem IGH unterwor-
fen haben, kann dieses Hauptrechtspre-
chungsorgan der UNO in Streitigkeiten zwi-
schen den beiden deutschen Staaten über-
staatlich nicht eingeschaltet werden. Die Bun-
desrepublik wie auch die DDR haben sich be-
kanntlich für den zwischenstaatlichen Ver-
handlungsweg entschieden.



e) Der Treuhandrat

Der Vollständigkeit halber soll noch kurz auf
das sechste Hauptorgan verwiesen werden:
auf den Treuhandrat (TR), der für beide deut-
sche Staaten mit Abstand die geringste Be-

deutung hat. Der entscheidende Grund dafür
ist, daß der Prozeß, die „Gebiete ohne Selbst-
regierung" in die Unabhängigkeit zu führen,
bis auf einen winzigen Rest im wesentlichen
abgeschlossen ist. Der TR hat praktisch kei-
nen Aufgabenbereich mehr.

III. Mitgliedschaft und Mitarbeit in den Sonderorganisationen
der Vereinten Nationen

Wenn auch die Mitarbeit beider deutscher
Staaten in den Sonderorganisationen hier
nicht im einzelnen untersucht werden kann,
so sollen doch folgende Charakteristika und
Spezifika herausgestellt werden.

1. Die DDR ist lediglich in jeder zweiten Son-
derorganisation vertreten, während die Bun-
desrepublik Deutschland in allen Sonderorga-
nisationen Mitglied geworden ist. DDR-Ver-
treter werden in- und außerhalb der UNO we-



gen ihrer Politik der selektiven Mitglied-
schaft nicht nur von westlichen Staaten, son-
dern auch zunehmend von Entwicklungslän-
dern gefragt, warum ihr Land Organisationen
wie etwa die FAO (die größte aller Sonderor-
ganisationen) boykottiert. Immerhin ist die
DDR nach ihrem Selbstporträt ein „sozialisti-
scher Industriestaat mit hochentwickelter
Landwirtschaft"7). Die DDR wird beispiels-
weise auch bedrängt, Mitglied im Internatio-
nalen Fonds für Landwirtschaftliche Entwick-
lung (IFAD) zu werden, der ausschließlich den
Interessen der Entwicklungsländer dient. Die
angesprochenen DDR-Vertreter sind nicht in
der Lage, ihre Politik der selektiven Mitglied-
schaft und damit ihrer eingeschränkten Mit-
arbeit zu begründen.
In keinem Fall kann die DDR diese Politik mit
dem Hinweis auf die „sozialistische Gesell-
schaftsordnung" begründen; denn in allen
Sonderorganisationen, in denen sie nicht Mit-
glied ist, ist zumindest ein „sozialistischer"
Staat vertreten. Dies gilt auch für die Welt-
bankgruppe. Die Politik der selektiven Mit-
gliedschaft kann als Verstoß gegen das Ko-
operationsgebot des Artikels 1,4 der UNO-
Charta wie gegen die Selbstverpflichtung der
DDR in den fünfziger und sechziger Jahren
gewertet werden, in den Sonderorganisatio-
nen mitarbeiten zu wollen. Selbst der Hinweis
auf die UdSSR als Bestimmungsfaktor für die
UNO-Politik der DDR vermag keine ausrei-
chende Erklärung zu geben; denn die Sowjet-
union ist immerhin in der Internationalen Zi-
vil-Luftfahrt-Organisation (ICAO) vertreten.
Ansonsten boykottiert sie dieselben Organi-
sationen wie die DDR.
2. In denjenigen Sonderorganisationen, in de-
nen beide deutsche Staaten Mitglied sind, ist
festzustellen, daß die DDR zwar gleichberech-
tigt, nicht aber gleichverpflichtet ist. Sie nutzt
zwar die Rechte (etwa zur Selbstdarstellung),
versagt sich jedoch Leistungen, die über die
Pflichtbeiträge hinausgehen. Ein Vergleich
der materiell-finanziellen Mitarbeit fällt deut-
lich zugunsten der Bundesrepublik aus. In
ausgewählten UNO-Programmen leistet die
Bundesrepublik mehr als das Vierzigfache
wie die DDR (UNICEF).
3. Die DDR bevorzugt eine mehr forumsorien-
tierte Mitarbeit, die materiell nichts kosten,

aber politisch viel bringen soll. Dabei steht
nicht die organisationsspezifische Arbeit im
Vordergrund, sondern die Propagierung der
Abrüstung, so wie sie von der UdSSR buchsta-
biert wird. Unabhängig davon, ob es sich um
die UNESCO, die WMO, die WHO oder die
ILO8) handelt — die wichtigste Aufgabe der
Sonderorganisation ist nach Lesart der DDR
jeweils die Herbeiführung der Abrüstung! Da-
gegen beschränkt sich die Bundesrepublik auf
die organisationsspezifischen Aufgabenfelder
der einzelnen Sonderorganisationen. Sie
lehnt ihre „Politisierung" ab, wenngleich gese-
hen wird, daß die Arbeit der Sonderorgani-
sationen so unpolitisch nicht ist und es durch-
aus Zusammenhänge zwischen der Erhaltung
des Friedens und der fachspezifischen Arbeit
der Sonderorganisationen gibt.
4. Eine empirische Prüfung der Mitarbeit der
deutschen Staaten in den Sonderorganisatio-
nen, in denen beide Mitglied geworden sind,
auf den drei Ebenen „personelle Repräsen-
tanz" „finanziell-materielles Engagement“ und
„konzeptionelle Mitarbeit" zeigt im Ergebnis,
daß ihre personelle Repräsentanz in den Se-
kretariaten der untersuchten Sonderorganisa-
tionen z. T. erheblich unterhalb des ihnen zu-
stehenden Personalkontingents liegt. Im Falle
der Bundesrepublik muß jedoch für die FAO,
ILO und IAEO festgestellt werden, daß sie die
sogenannte mittlere Quote erreicht hat und
hier also nach UNO-Usancen nicht unterre-
präsentiert ist. Dadurch, daß die Bundesrepu-
blik bereits seit vielen Jahren Mitglied der
meisten Sonderorganisationen ist, hat sie
Startvorteile bei der personellen Besetzung.
Die DDR hat offenbar „Kaderprobleme"; denn
sie ist in den Sekretariaten der Sonderorgani-
sationen trotz ihres Interesses an der Arbeit
bestimmter Organisationen (WHO, UNESCO)
erheblich unterrepräsentiert. Die finanziell-
materielle Mitarbeit der beiden deutschen
Staaten ist signifikant unterschiedlich. Wäh-
rend sich die Bundesrepublik über den
Pflichtbeitrag hinaus an den zahlreichen Son-
derprogrammen (die ausnahmslos den Ent-
wicklungsländern zugute kommen) beteiligt,
geht die DDR über ihre Pflichtbeiträge nicht
hinaus.



IV. Bündniskonformität und Bestimmungsfaktoren

Sowohl die Bundesrepublik als auch die DDR
verhalten sich bündniskonform, allerdings mit
erheblichen Unterschieden. Im Verhältnis der
DDR zur UdSSR zeigt sich eine Übereinstim-
mung in den Vereinten Nationen, die zwi-
schen zwei souveränen und selbständigen
Staaten einzigartig ist In über 1 500 Abstim-
mungen in der Generalversammlung läßt sich
die Nichtübereinstimmung zwischen der
UdSSR und der DDR an der vielzitierten ei-
nen Hand abzählen. Die DDR bestreitet diese
Übereinstimmung nicht, sie interpretiert sie
nur anders als hierzulande: Dies sei das Er-
gebnis der abgestimmten Außenpolitik zwi-
schen zwei Bruderstaaten.

Ganz anders ist das Bild im Verhältnis Bun-
desrepublik und USA: Hier gibt es zahlreiche
Abweichungen. Obwohl die EG trotz erhebli-
cher Harmonisierungsversuche etwa im Rah-
men der EPZ nicht einheitlich abstimmt, zeigt
die Bundesrepublik hingegen einen hohen
Grad von EG-Konformität (übertroffen ledig-
lich von Luxemburg), überspitzt formuliert:
Als Bestimmungsfaktor für das Abstimmungs-
verhalten der Bundesrepublik gilt die EG
(EPZ) und nur in Ausnahmefällen die USA Im
Falle der DDR läßt sich nur ein Bestimmungs-
faktor ausmachen: die UdSSR!

In den Wandelgängen der UN in New York
herrscht der Eindruck vor, daß das Abstim-
mungsverhalten der DDR in den Vereinten
Nationen weniger in Ost-Berlin, sondern
hauptsächlich in Moskau entschieden wird,
was Folgen für die Verhandlungsfähigkeit
beider deutscher Staaten hat. Die Bundesre-
publik gilt allgemein als eigenständiger Ver-
handlungspartner, der sowohl gegenüber den
anderen neun EG-Staaten als auch gegenüber
den USA über ein hohes Einflußpotential ver-
fügt. Die Bundesrepublik ist auch direkter
Adressat von konkreten Wünschen und For-
derungen.
Ganz anders die DDR: Ihre Verhandlungsfä-
higkeit wird von UNO-Delegierten als ex-
trem gering angesehen. Wenn die Entwick-
lungsländer konkrete Forderungen haben, so
adressieren sie diese an den Rat für Gegen-
seitige Wirtschaftshilfe (RGW) bzw. an die
RGW-Führungsmacht, die UdSSR. Es ist bis-
her nicht bekannt geworden, daß die DDR in
Problemlösungsfällen als eigenständiger Fak-
tor angesprochen wurde. Wollen Staaten für
ihre Resolutionen Unterstützung, so wenden
sie sich direkt an die Sowjetunion in der wohl
durchaus berechtigten Annahme, daß der Ge-
winn der Stimme der UdSSR „automatisch“
auch den der DDR bedeutet.

V. Die drei Erfordernisse der Arbeit der Vereinten Nationen

Der UNO-Generalsekretär hat bei seinem Be-
such in der DDR9) in einem Toast auf drei
Erfordernisse hingewiesen, denen die Verein-
ten Nationen und ihre Mitglieder prioritäre
Aufmerksamkeit widmen sollen:
— „Notwendigkeit einer gerechten Weltwirt-
schaftsstruktur",

— Abrüstung",
— „Stärkung der Rolle der Vereinten Natio-
nen bei der Erhaltung des Friedens".
Alle drei „Erfordernisse" stehen in einem en-
gen Zusammenhang. Hier soll in einer kurzen
Übersicht die Frage beantwortet werden, wel-
chen Beitrag die beiden deutschen Staaten
zur Einlösung dieser Anforderungen geleistet
haben.

1. Die Notwendigkeit einer gerechten Welt-
wirtschaftsstruktur

Bei der Betrachtung dieser Forderung sollten
konzeptionelle, institutionelle und operativ-

materielle Gesichtspunkte bzw. Beiträge un-
terschieden werden.
Konzeptionelles Anliegen ist die „Neue Welt-
wirtschaftsordnung", die von der DDR unter-
stützt wird.
Institutionell geht es darum, welche Organe
und Organisationen den Veränderungsprozeß
tragen bzw. vorantreiben sollen. Der Westen
(und damit die Bundesrepublik) unterstützt
die Weltbankgruppe und das außerhalb der
UNO stehende, aber mit UNO-Organen ver-
bundene GATT (General Agreement on Ta-
riffs and Trade). Die DDR hingegen kritisiert
und bekämpft die Weltbankgruppe als „impe-
rialistische Organisationen“. Sie setzt ganz auf
die UNCTAD (United Nations Conference on
Trade and Development), die soeben ihre
VI. Welthandelskonferenz in Belgrad beendet
hat10).



Die UNCTAD ist jedoch keine selbständige
Organisation, die über Mittel verfügte (wie
die Weltbankgruppe), den ökonomischen De-
kolonisierungsprozeß wirksam zu unterstüt-
zen. Die DDR möchte ebenso wie zahlreiche
Entwicklungsländer Kompetenzen und Res-
sourcen von der Weltbankgruppe wegziehen
und auf die UNCTAD verlagern, wo die Ent-
wicklungsländer eine sichere Stimmenmehr-
heit haben. Die Bundesrepublik wendet sich
wie die übrigen westlichen Staaten und viele
Entwicklungsländer gegen eine solche Kom-
petenzverlagerung.

Deutliche Unterschiede zwischen beiden
deutschen Staaten zeigen sich auch im opera-
tiv-materiellen Bereich. Dies wird einmal
daran deutlich, daß die Bundesrepublik bereit
ist, einen Teil ihrer Entwicklungshilfe als Ka-
pitalhilfe zu multilateralisieren (also über die
UNO verteilen zu lassen). Die DDR dagegen
setzt ganz auf den bilateralen Weg, womit für
sie ihre Entwicklungshilfe als außenpoliti-
sches Instrument einsetzbar bleibt.

Auf der jüngsten UNCTAD-Sitzung wurde im
übrigen ersichtlich, daß die kommunistischen
Staaten in der Unterstützung der Forderun-
gen der Entwicklungsländer an die Adresse
der westlichen Staaten ihren Hauptbeitrag se-
hen. Als Industrienationen sind jedoch auch
die beiden deutschen Staaten von der UNC-
TAD aufgefordert, ihren Beitrag zur ökonomi-
schen Dekolonisierung zu leisten. Dies soll in
vier Bereichen geschehen:

1. Das Handelsvolumen ist zu steigern und
dabei sind insbesondere die Märkte des RGW
zu öffnen.
2. Die Entwicklungshilfe ist zu erhöhen, wobei
immer noch als Ziel gilt, daß die Industrielän-
der 0,75 % ihres Bruttosozialprodukts dafür
zur Verfügung stellen.
3. Zumindest ein Teil der Entwicklungshilfe
ist zu multilateralisieren.
4. Die Entwicklungshilfe als Form der Zusam-
menarbeit zwischen Industriestaaten und
Entwicklungsländern ist zu diversifizieren.

Diese vier Prüfungskriterien sind nicht nur
auf westliche Industriestaaten anzuwenden,
sondern auch auf östliche. Wie sieht das Er-
gebnis der DDR-Entwicklungshilfe (die DDR
spricht nicht von Entwicklungshilfe, sondern
von „Wirtschaftshilfe") unter Berücksichti-
gung dieser Kriterien aus?
ad 1: Die kommunistischen Staaten wickeln
seit Jahren lediglich max. 5 % ihres Außen-
handels mit Entwicklungsländern ab. Dieser
Prozentsatz ist relativ konstant; dies gilt auch

für die DDR (4—5 %)11). Konstant ist deshalb
auch die Forderung der Entwicklungsländer
an die osteuropäischen Staaten, ihren Handel
mit den Entwicklungsländern zu steigern.
ad 2: In der Regel weigert sich die DDR, ihre
Entwicklungshilfe (Wirtschaftshilfe) zu quan-
tifizieren.
ad 3: Die Entwicklungshilfe (Wirtschaftshilfe)
der DDR ist bilateral. Die DDR weigert sich,
ihre Entwicklungshilfe über UNO-Organisa-
tionen verteilen zu lassen. Damit will sie ihre
Wirtschaftshilfe außenpolitisch instrumenta-
lisieren, wobei für die Vergabe nationale Ge-
sichtspunkte der DDR entscheidend sind und
nicht die der Entwicklungsländer.
ad 4: Die Wirtschaftshilfe der DDR, d. h. die
Zusammenarbeit der DDR mit Entwicklungs-
ländern, konzentriert sich auf einige wenige
Staaten (darunter Kuba, Indien, Argentinien,
Irak, Brasilien, Jemen, Angola). Es ist nicht
erkennbar, inwieweit die DDR den am wenig-
sten entwickelten Entwicklungsländern Hilfe
gewährt bzw. mit ihnen zusammenarbeitet.
Legt man die vier genannten Maßstäbe an die
Entwicklungshilfepolitik der Bundesrepublik
an, so erscheint diese in einem erheblich bes-
seren Licht als die der DDR, wenngleich auch
die Bundesrepublik weit von den Forderun-
gen der Entwicklungsländer entfernt ist Im-
merhin ist festzustellen12):
ad 1: Die Einfuhren aus Entwicklungsländern
beliefen sich 1982 auf 37,7 Mrd. DM, während
der Export in Entwicklungsländer 1982
36,8 Mrd. DM erreichte. Dies entspricht ei-
nem Anteil von 25 % am Außenhandel der
Bundesrepublik.
ad 2: Die Bundesrepublik verfehlt immer noch
(trotz geringfügiger Steigerung) das 0,75%-
Ziel der UNO. Ihre öffentliche Entwicklungs-
hilfe lag 1982 bei 0,48 % des Bruttosozialpro-
dukts.
ad 3: Die Entwicklungshilfe der Bundesrepu-
blik ist zu einem Drittel multilateralisiert.

ad 4: Die Entwicklungshilfe der Bundesrepu-
blik ist hochgradig diversifiziert (unter Ein-
schluß der ärmsten Länder).
Nach Lage der Dinge ist es nun um so er-
staunlicher, daß auf der VI. UNCTAD in Bel-
grad erstmalig absolute Zahlen und prozen-
tuale Angaben über die Höhe der Entwick-
lungshilfe von der DDR genannt wurden.

) Vgl. im einzelnen: Fünfter Bericht zur Entwick12 -
lungspolitik der Bundesregierung (Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit), Bonn.
März 1983.



Wurde bislang die Forderung der UNCTAD,
daß alle Industrieländer 0,75 % ihres Bruttoso-
zialprodukts den Entwicklungsländern zur
Verfügung stellen sollten, strikt mit dem Hin-
weis zurückgewiesen, daß die DDR als „sozia-
listisches" Industrieland damit nicht gemeint
sein könne (Verantwortlichkeitsthese), so er-
klärte der Minister für Außenwirtschaft,
Horst Solle, jetzt: Im Jahre 1982 leistete die
DDR „Hilfe für Entwicklungsländer und natio-
nale Befreiungsbewegungen im Gesamtum-
fang von 1 587,7 Millionen Mark. Das ent-
spricht 0,79 Prozent ihres 1982 produzierten
Nationaleinkommens. Diese Leistungen um-
fassen sowohl materielle als auch finanzielle
Unterstützungen" ) .13

Dies ist im Grunde eine Sensation, weil
die DDR einerseits ihre oben skizzierte
Position verlassen hat und sich also prozen-
tual und in realen Mark-Beträgen mit ande-
ren vergleicht und andererseits damit an der
Spitze (mit Schweden) und weit vor der Bun-
desrepublik (1982: 0,48 Prozent) läge. Bisher
lagen die westlichen Schätzungen bei 0,04—
0,10 Prozent! Um die von Solle genannte Ent-
wicklungsleistung der DDR jedoch prüfen zu
können, müßten Einzelheiten genannt wer-
den. „Zusammenfassende Angaben dazu sind
dem Sekretariat übergeben worden“, führte
Solle aus. Diese Angaben sollten der Öffent-
lichkeit zur Verfügung gestellt werden.

2. Abrüstung

Die Abrüstungsproblematik bestimmt quanti-
tativ und qualitativ immer stärker die Gene-
ralversammlung der UNO. Formal zuständig
ist der 1. Hauptausschuß. In den Grundsatzre-
den zu Beginn einer jeden Generalversamm-
lung wie in den anderen Beiträgen spielt je-
doch die Abrüstungsfrage eine entscheidende
Rolle. Auf diesen Bereich entfielen mit 57 Re-
solutionen auch die meisten Abstimmungen
der 37. GV. Damit ist in einem Organ, das von
der Dritten Welt numerisch bestimmt wird
und in dem in früheren Jahren Fragen der
Nord-Süd-Politik die Hauptrolle spielten, die
Abrüstungsfrage zu Recht ins Zentrum ge-
rückt; denn von der Lösung dieser Frage
hängt nicht nur Krieg und Frieden ab, son-
dern auch, ob es gelingt, den Ländern der
Dritten Welt zu helfen.

Dennoch sind hier bei den einzelnen Staaten-
gruppen Unterschiede erkennbar: Wenn es
nach den Staaten des Warschauer Pakts gin-
ge, würde sich die UNO — überspitzt formu-
liert — fast ausschließlich um Abrüstung
kümmern, genauer gesagt: um die Vorschläge
des Warschauer Pakts dazu.
Der Westen hält dieses Thema zwar auch für
wichtig, wird jedoch (was unverständlich ist)
durch den Warschauer Pakt in die Defensive
gedrängt. Optisch sieht es für den Westen
nicht gut aus, wenn er bei vorgelegten Reso-
lutionen in die Position des Neinsagers ge-
drängt wird bzw. sich drängen läßt. Niemand
würde den Westen daran hindern, in den Ver-
einten Nationen verstärkt Abrüstungsresolu-
tionen einzubringen und darum zu ringen.
Die Staaten der Dritten Welt verhalten sich
in ihrer Mehrheit abwartend. Es ist hier keine
durchgängig klare und eindeutige Präferenz
für Ost oder West zu erkennen. Besonders
aktiv sind Staaten wie Mexiko und Indien, die
um die Wortführerschaft der „Blockfreien"
kämpfen.
Abrüstung und internationale Sicherheit ist
auch das übergreifende Stichwort zur Kenn-
zeichnung der UNO-Politik der DDR, zumin-
dest ihres deklarativen Teils, während die
Bundesrepublik im Rahmen der UNO gele-
gentlich zwar auch Initiativen zur Abrüstung
und zur internationalen -Sicherheit ergreift,
aber daneben ihre Aufmerksamkeit auch an-
deren Fragen zuwendet. Bei der Auswertung
des bisherigen Stimmverhaltens beider deut-
scher Staaten wie der Reden von UNO-Dele-
gierten aus der Bundesrepublik und der DDR
läßt sich feststellen, daß sich beide in der Pro-
blemdefinition sowie im Ansatz der Problem-
lösung erheblich unterscheiden.
Zu berücksichtigen ist hier, daß die Erfolgs-
quote in Fragen der Absrüstung denkbar ge-
ring ist. Selbst im Genfer Abrüstungsaus-
schuß, in dem 40 UNO-Mitgliedstaaten ver-
treten sind, darunter die beiden deutschen
Staaten, wird zwar intensiv verhandelt, aber
gemessen am Output (Verträge) ist bislang
wenig dabei herausgekommen. Insgesamt
wird die Problemlösungskapazität der UNO
in Abrüstungsfragen als gering eingestuft,
auch von UNO-Diplomaten.

3. Stärkung der Rolle der Vereinten Natio-
nen

Die dritte vom UNO-Generalsekretär ge-
nannte Aufgabe „Stärkung der Rolle der Ver-
einten Nationen“ umschreibt im wesentlichen
folgende Vorhaben:



— Bemühungen im Rahmen des Sonderaus-
schusses für die Charta der Vereinten Natio-
nen mit dem Ziel der Stärkung der Rolle der
Organisation
— Stärkung der UNO-Friedenstruppen
— Stärkung des Sicherheitsrates
— Unterstützung des Generalsekretärs in sei-
nen Funktionen der „guten Dienste" und der
Tatsachenermittlung
— Befolgen von Beschlüssen des Sicherheits-
rates und der Empfehlungen der Generalver-
sammlung.
Hier zeigen die beiden deutschen Staaten un-
terschiedliche Unterstützungsgrade: Die DDR
hat sich strikt gegen jedwede Stärkung der
Problemlösungskapazität der UNO durch
eine Charta-Revision ausgesprochen ). Reso14 -
lutionen, die sich für eine Stärkung der UNO
(was auch die Unterstützung der Friedens-
truppen betrifft) einsetzen, verweigert die
DDR — im Gegensatz zur Bundesrepublik —
ihre Zustimmung. Dabei kommt der UNO-
Friedenstruppe als Peace-keeping-Unterneh-
mung eine zunehmende Rolle zu. Doch findet
diese Friedenstruppe bei der DDR sowohl ma-
teriell wie ideell keine Unterstützung, wäh-
rend die Bundesrepublik sich nicht nur an
ihrer Finanzierung beteiligt, sondern durch
Logistik-Flüge durch die Bundesluftwaffe die

Friedenstruppe bei ihren Einsätzen tatkräftig
unterstützt.

Beide deutsche Staaten haben ihre „Probleme"
mit Empfehlungen der Generalversammlung.
Ihr nicht genehme Mehrheitsentscheidungen
der GV werden von ihnen in der Praxis igno-
riert.

Bei der Stärkung des Sicherheitsrats (SR)
kommt es nicht auf das „Ob", sondern das
„Wie" an. Dazu sind Vorschläge gemacht wor-
den, die von einer Erweiterung von derzeit

Mitgliedern über eine frühzeitige Befas15 -
sung des SR mit internationalen Konflikten
bis hin zur Veränderung des Vetorechts ge-
hen. Die DDR hat sich wie die Bundesrepu-
blik an den Vorschlägen nicht beteiligt. Die
DDR hat sich jedoch deutlicher als die Bun-
desrepublik gegen jedwede Veränderung aus-
gesprochen. Am deutlichsten hat sie vor der
Veränderung (Abschaffung) des Vetorechts
gewarnt. Dabei ist ihr Verhalten nicht frei von
Widersprüchen: So kritisiert sie lediglich die
westlichen Staaten und die VR China, wenn
sie von dem ihnen prinzipiell konzidierten
Vetorecht Gebrauch machen. Dieser Ge-
brauch wird nicht selten als Mißbrauch darge-
stellt. Im Falle der UdSSR wird das Vetorecht
positiv dargestellt und gerechtfertigt 15).

VI. Exkurs: Kann die UNO die „deutsche Frage" lösen?
Der UNO-Generalsekretär hat im Juni 1983
nacheinander die beiden deutschen Staaten
besucht. Vom 9. bis 13. Juni 1983 war er in
Bonn, München und West-Berlin im Rahmen
seines Besuches des Mitgliedlandes Bundes-
republik. Vom 29. Juni bis 3. Juli 1983 be-
suchte er Ost-Berlin und Dresden. Anläßlich
dieses Besuches ist in der Bundesrepublik die
Frage aufgeworfen worden, inwieweit die
UNO zur Lösung der deutschen Frage beitra-
gen könne.
Weder die Bundesrepublik Deutschland noch
die DDR sind 1973 Vollmitglied der UNO mit
dem Ziel geworden, die „deutsche Frage“ zu
lösen. Im Falle der DDR ist dies nur konse-
quent; denn für sie gibt es erklärtermaßen
keine „offene deutsche Frage“ mehr. Die Bun-
desrepublik hat niemals während ihrer Mit-

gliedschaft versucht, die deutsche Frage of-
fensiv vorzubringen, um sie im Rahmen der
Vereinten Nationen lösen zu lassen. Diese bi-
lanzierende Feststellung führt zu zwei Fra-
gen:
1. Warum haben die sozialliberalen Bundesre-
gierungen niemals versucht, die deutsche
Frage zum Problem der UNO zu machen?
2. Gibt es Anzeichen dafür, daß die neue Bun-
desregierung unter Bundeskanzler Helmut
Kohl die deutsche Frage in der UNO vorbrin-
gen wird und ihr damit einen internationalen
Stellenwert gibt?

Bundeskanzler Willy Brandt hat am 26. Sep-
tember 1973 in seiner Antrittsrede vor der
Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen in New York gesagt: „Wir sind nicht hier-
hergekommen, um die Vereinten Nationen
als Klagemauer für die deutschen Probleme



zu betrachten oder um Forderungen zu stel-
len, die hier ohnehin nicht erfüllt werden
können.“
Hat der ehemalige Bundeskanzler damit auf
etwas verzichtet? Die damalige Opposition
hat dies so gesehen. Sie hat immer wieder die
sozialliberale Koalition aufgefordert, die deut-
sche Frage zum integralen Bestandteil bun-
desdeutscher UNO-Politik zu machen. Sie hat
allerdings über diese Forderung hinaus nie-
mals gesagt, wie dies geschehen soll. Insbe-
sondere geht es um die Frage, welches Organ
sich mit diesem Problem befassen soll.

Es kommen prinzipiell drei Hauptorgane der
UNO in Frage: der Generalsekretär, die Ge-
neralversammlung und der Sicherheitsrat.
Der Sicherheitsrat wird nach der UNO-Sat-
zung aktiv, wenn der „internationale Friede“
und die „internationale Sicherheit" bedroht
sind. Die deutsche Frage hat während der
zehnjährigen Mitgliedschaft weder den inter-
nationalen Frieden noch die internationale
Sicherheit bedroht. Eine Zuständigkeit des Si-
cherheitsrats war daher nicht gegeben. Der
Generalsekretär der UNO wäre ein weiteres
Hauptorgan, das hier theoretisch in Betracht
käme. Er könnte die Aufmerksamkeit anderer
Organe auf die deutsche Frage lenken, doch
hat er dies nie getan. Der jetzige UNO-Gene-
ralsekretär, Perez de Cuellar, der kürzlich im
Rahmen seines Besuches in der Bundesrepu-
blik auch West-Berlin besuchte, sprach vom
„Gefühl der Traurigkeit" angesichts der deut-
schen Teilung16). Doch er wies auf die Ohn-
macht der Vereinten Nationen hin, die drän-
genden Probleme der Gegenwart zu lösen. Es
ist durchaus möglich, ja sogar wahrscheinlich,
daß der Generalsekretär mit dem Bundes-
kanzler auch über den Stand der deutsch-
deutschen Beziehungen gesprochen hat, über
die deutsche Frage offenbar nicht.

Bleibt noch die Generalversammlung. Hier ist
festzustellen, daß der Bundesaußenminister
während der jährlichen Generaldebatte im

Herbst eines jeden Jahres die Weltöffentlich-
keit auf die deutsche Teilung hinweist, aber
auch deutlich macht, daß die Bundesregie-
rung versucht, mit der DDR, auf dem Wege
von Verhandlungen und Verträgen, die Tei-
lung für die Menschen in Deutschland erträg-
licher zu machen. Bei diesem Hinweis und
der Entgegnung seines Amtskollegen aus der
DDR bleibt es dann auch. Spötter sprechen
hier von einer „Deutschstunde", wenngleich
dies nicht wörtlich zu nehmen ist; denn in
Wirklichkeit handelt es sich mehr um eine
„Erinnerungsminute" zur deutschen Frage.

Die zweite Frage ist, was die neue Bundesre-
gierung in Zukunft tun wird. Obwohl nun
schon seit Oktober 1982 im Amt, hat sie bis-
lang keine Anstalten gemacht, das Thema der
deutschen Frage aufzugreifen. Dazu hätte
Helmut Kohl mindestens zweimal Gelegen-
heit gehabt. Er hat weder im letzten Herbst
noch vor wenigen Wochen mit dem General-
sekretär der UNO über die deutsche Frage
gesprochen. Auch gibt es keine Anzeichen
dafür, daß in anderen Hauptorganen, etwa im
Sicherheitsrat oder in der Generalversamm-
lung, eine Änderung der bundesdeutschen
UNO-Politik eingetreten ist bzw. eintreten
wird. Es ist also unwahrscheinlich, daß es hier
eine Wende gibt; denn allen verantwortlichen
Politikern ist völlig klar, daß das, was in der
Bundesrepublik als deutsche Frage bezeich-
net wird, unterhalb jener Schwelle von Pro-
blemen liegt, für die die Vereinten Nationen
zuständig sind. Hinzu kommt, daß die UNO
keine überstaatliche Organisation ist, ausge-
stattet mit einer Weltregierung und einer
Weltpolizei. Sie ist eine zwischenstaatliche
internationale Organisation, in der Staaten
unterschiedlicher Gesellschaftsordnungen
vertreten sind. Daraus folgt, daß sie überfor-
dert wäre, wenn sie ein so heikles Problem
wie die deutsche Frage im Sinne der Bundes-
republik lösen wollte. Zuständig für diese
Frage sind immer noch die Vier Mächte. Da-
bei sollte es bleiben.

VII. Gibt es eine deutsch-deutsche Zusammenarbeit
in den Vereinten Nationen?

Vor dem Hintergrund der dargestellten Posi-
tionen sind die Voraussetzungen und Mög-
lichkeiten für eine formalisierte und kontinu-
ierliche Zusammenarbeit im Sinne abge-
stimmter bzw. gemeinsamer Interessenverfol-

gung zwischen der Bundesrepublik und der
DDR im UNO-System äußerst begrenzt.
Einzige Ausnahme, wenn auch mit begrenzter
Bedeutung, war von 1974 bis 1981 der perso-
nell und finanziell gemeinsam von der Bun-
desrepublik Deutschland, der DDR und Öster-
reich getragene deutschsprachige Überset-



zungsdienst der Vereinten Nationen, aus dem
sich die DDR trotz nachhaltiger Bemühungen
der Bundesrepublik um weitere Mitarbeit mit
Wirkung vom 1. Januar 1982 zurückgezogen
hat. Die DDR hat die Einstellung ihrer Mitar-
beit und damit der Zusammenarbeit mit der
Bundesrepublik mit angeblich „fehlendem Be-
darf für UNO-Dokumente in deutscher Spra-
che“ begründet.
Gleichwohl gibt es gelegentlich in den ver-
schiedenen UNO-Organen bzw. Organisatio-
nen auf einer Ad-hoc-Basis deutsch-deutsche
Kontakte, die vom Austausch von Informatio-
nen über bestimmte Absprachen bis zu wech-
selseitigen Unterstützungszusagen im Einzel-
fall (z. B. bei Kandidaturen, Entschließungs-
texten) reichen können. Diese Ad-hoc-Praxis,
die allerdings durch die unterschiedliche
Zielrichtung der UNO-Politik von Bundesre-
publik und DDR begrenzt ist, wird von der
Bundesrepublik Deutschland ermutigt und
gefördert. Dazu einige Beispiele:

a) Rüstungskontrolle und Abrüstung
Gestützt auf die mündliche Konsultationsver-
einbarung beim Abschluß des Grundlagenver-
trages kam ab 1977 auf verschiedenen Ebenen
ein deutsch-deutscher Meinungsaustausch
über Rüstungskontrolle und Abrüstung in
Gang.
Die Kontakte zwischen den beiden deutschen
Staaten gingen bisher jedoch über den Mei-
nungsaustausch nicht hinaus. Es ergab sich
keine konkret auf das Procedere im UNO-
System gerichtete Zusammenarbeit.

b) UNO-Menschenrechtsausschuß
Bei den Wahlen zum Menschenrechtsaus-
schuß im September 1982 wurde mit der DDR
auf Initiative der Bundesrepublik hin eine Ab-
sprache gegenseitiger Unterstützung getrof-
fen. Sie war jedoch eine Ausnahme, da die
DDR der osteuropäischen Regionalgruppe an-
gehört und es dort bei Wahlen regelmäßig zu
sogenannten „agreed slates" kommt. Daher
können Gegenseitigkeitsabsprachen und da-

mit entsprechende Angebote von Seiten der
Bundesrepublik nur dann in Betracht gezogen
werden, wenn bei der betreffenden Wahl —
wie im Falle des Menschenrechtsausschusses
— nicht nach Regionalgruppen gewählt wird.

c) UNO-Sonderorganisationen
Die beiden deutschen Staaten haben sich ge-
legentlich Unterstützung bei Kandidaturen
zugesagt, z. B. zur Mitgliedschaft im Verwal-
tungsrat der internationalen Fernmeldeunion
bei der ITU-Regierungskonferenz in Nairobi
1983.
In einigen Sonderorganisationen ist es auch
zur Abstimmung der vier deutschsprachigen
Mitgliedstaaten in übersetzungsfragen ge-
kommen. So treffen sich im Rahmen der ILO
jährlich Vertreter Österreichs, der Schweiz,
der Bundesrepublik Deutschland und der
DDR reihum in den genannten Ländern zur
Festlegung der Übersetzungen von ILO-Über-
einkommen und -Empfehlungen ins Deut-
sche.
Zwischen den UNESCO-Nationalkommissio-
nen der vier deutschsprachigen UNO-Mit-
glieder werden Übersetzungen ausgetauscht,
jedoch blieben langjährige Bemühungen der
drei westlichen deutschsprachigen UNESCO-
Kommissionen, die Nationalkommission der
DDR zur Mitherausgabe der deutschen Aus-
gabe des UNESCO-Kuriers zu bewegen, bis-
lang ohne Erfolg.
Innerhalb der WHO gibt es eine funktionie-
rende Übersetzungsgruppe, die die Fachter-
mini ins Deutsche übersetzt.

übereinstimmendes Vorgehen ist bei ver-
schiedenen Sonderorganisationen (z. B. bei
der ITU), insbesondere im Finanzbereich, zu
beobachten. Dies scheint jedoch eher auf eine
gleichgerichtete Interessenlage als auf echte
kontinuierliche Zusammenarbeit zurückzu-
führen sein.
Insgesamt also gibt es Kontakte, aber keine
kontinuierliche formalisierte Zusammenar-
beit zwischen den beiden deutschen Staaten.



Jürgen Heideking: Völkerbund und Vereinte Nationen in der internatio-
nalen Politik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36/83, S. 3—16

Die Vereinten Nationen als Organ zur Sicherung des Weltfriedens sind ins Gerede
gekommen. Angesichts der täglich neu aufbrechenden und der noch ungelösten Konflikte
dieses Jahrzehnts ist das Vertrauen in die Schiedsrichterrolle der UNO auf eine Mini-
mum gesunken. Dem steht die Tatsache gegenüber, daß bisher kein Staat von Bedeutung
auf die Mitgliedschaft in der Weltorganisation zu verzichten ernsthaft bereit wäre.
War der Völkerbund nach dem Verzicht der USA und dem Fernbleiben der UdSSR fak-
tisch zu einem Organ im „Europäischen Konzert" geworden, so ist die UNO als eine wahr-
haft globale Organisation zu bezeichnen. Ihr Gesicht wird mittlerweile in entscheidenden
Zügen von den Klein- und Mittelstaaten der nachkolonialen Welt geprägt. Der in der
UNO-Charta verankerte Rechtsgrundsatz der souveränen Gleichheit der Staaten bietet
ihnen die Möglichkeit, ihren Interessen auch gegenüber den Großmächten Nachdruck zu
verleihen — sofern sie sich zu solidarischem Handeln zusammenfinden können. Die
Großmächte waren und sind deshalb versucht, zwischen ihnen auftretende Streitfragen
unter Umgehung der Weltorganisation zum Ausgleich zu bringen. Ungeachtet dieser Ten-
denz scheint die UNO in der Lage zu sein, sogar im Fall der Sprachlosigkeit unter den
Großmächten den weltweiten Dialog über Fragen der Friedenssicherung in Gang zu
halten.
Anders als der sich im wesentlichen auf den politisch-militärischen Komplex beschrän-
kende Völkerbund haben die Vereinten Nationen die Bedeutung des wirtschaftlich-sozia-
len und kulturell-humanitären Sektors für eine stabile internationale Ordnung erkannt.
Auf diesen Gebieten liegen denn auch die greifbarsten Erfolge der UNO bzw. ihrer Son-
der- und Unterorganisationen.
Der neue diplomatische Stil, der sich im 20. Jahrhundert herausgebildet hat, ist nicht
zuletzt den Vereinten Nationen zu verdanken. Uber die von ihnen mitgeprägte „Weltöf-
fentlichkeit", in der Fragen der globalen Friedenssicherung, der Rüstungsbegrenzung, der
Hilfe für die armen Völker einen festen Platz haben, könnte die Idee eines „world govern-
ment", die bei den Gründungen von Völkerbund und UNO Pate stand, zu neuer Qualität
und Form heranreifen.

Wilhelm Bruns: Zehn Jahre Vollmitgliedschaft der beiden deutschen Staaten
in den Vereinten Nationen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37/83, S. 17—30

Der jetzige UNO-Generalsekretär hat bei seinen Besuchen der beiden UNO-Mitglieder
Bundesrepublik Deutschland und DDR im Juni 1983 sowohl dem einen wie dem anderen
„aktive Mitarbeit“ und eine Politik „konstruktiver Unterstützung“ der UNO bescheinigt
Damit hat der Generalsekretär keine vollständige Aussage über die UNO-Politik beider
deutscher Staaten gemacht und wohl auch nicht machen wollen.
Eine empirisch fundierte Analyse und Bewertung der Politik von DDR und Bundesrepu-
blik im ersten Dezennium ihrer Mitgliedschaft in der UNO wird hier vorgelegt. Dabei
werden Antworten u. a. auf folgende Fragen gegeben: Wie ist das Verhältnis beider zur
UNO und wie ist ihr Verhalten im UNO-System? Lassen sich aus der bisher gezeigten
Mitarbeit verallgemeinerungsfähige Aussagen über Verhaltensmuster ableiten, die auch
künftiges Verhalten prognostizieren helfen? Welches Abstimmungsverhalten zeigten bei-
de? Wie begründet die DDR ihre Politik der selektiven Mitgliedschaft in den Sonderorga-
nisationen? Wie passen die Vorschläge beider deutscher Staaten in die internationale
Landschaft? Spielte die deutsche Frage eine Rolle? Und nicht zuletzt: Gibt es Möglichkei-
ten einer deutsch-deutschen Zusammenarbeit im UNO-System?


